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1. Vorbemerkungen

1.1 Planerfordernis und -ziel

In der Stadt Riedstadt ist vor dem Hintergrund der beiden veralteten und nicht mehr aktuellen Vorgaben
und Anforderungen entsprechenden sowie auch mittlerweile mit zahlreichen baulichen Mängeln verse-
henen Feuerwehrhäuser in den Stadtteilen Goddelau und Erfelden geplant, für die beiden Freiwilligen
Feuerwehren von Goddelau und Erfelden einen neuen gemeinsamen Feuerwehrstützpunkt zu errich-
ten. Eine Ertüchtigung und Sanierung der bestehenden Feuerwehrhäuser kommt angesichts der aktu-
ellen baulichen Zustände sowie den jeweiligen standörtlichen Rahmenbedingungen nicht in Betracht.
Demnach ist auf bislang landwirtschaftlichen genutzten sowie verkehrlich und einsatztaktisch günstig
gelegenen Flächen im Bereich nördlich der Kreisstraße K 156 und des Gewerbegebietes „Goddelau
Süd-West“ unmittelbar östlich der Bundesstraße B 44 der Neubau eines Feuerwehrhauses in Verbin-
dung mit einer Rettungswache vorgesehen. Dieser Bereich wurde bereits im Siedlungsflächenkonzept,
das von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Riedstadt in der Sitzung am 01.11.2018 zur Kennt-
nis genommen wurde, als Untersuchungsgebiet Goddelau G2 „Galgengewann“ betrachtet, das sich
perspektivisch für die Begründung eines möglichen Standortes in zentraler und verkehrsgünstiger Lage
im Stadtgebiet eignet. Der Bereich des Plangebietes ist im aktuell rechtsgültigen Regionalplan Südhes-
sen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 als „Vorranggebiet für Landwirtschaft“, „Vorranggebiet Re-
gionaler Grünzug“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ festgelegt und im rechtswirk-
samen Flächennutzungsplan der Stadt Riedstadt von 2005 als „Fläche für die Landwirtschaft“ darge-
stellt. Zur Umsetzung der vorgesehenen Planung bedarf es der Aufstellung eines Bebauungsplanes im
zweistufigen Regelverfahren mit Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB sowie einer teilräumlichen Än-
derung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes. Die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Riedstadt hat in ihrer Sitzung am 05.03.2026 daher gemäß
§ 2 Abs. 1 BauGB den Beschluss zur Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „Feuerwehr Ried-
stadt Mitte“ sowie der Änderung des Flächennutzungsplanes in diesem Bereich gefasst.

Lage des Plangebietes und räumlicher Geltungsbereich der Flächennutzungsplan-Änderung

Quelle: OpenStreetMap (www.openstreetmap.org; 04/2026), bearbeitet           Abbildung genordet, ohne Maßstab

Plangebiet
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Mit dem Bebauungsplan „Feuerwehr Riedstadt Mitte“ sollen im Bereich nördlich der Kreisstraße K 156
und des Gewerbegebietes „Goddelau Süd-West“ unmittelbar östlich der Bundesstraße B 44 auf Ebene
der verbindlichen Bauleitplanung die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die städtebauliche
Entwicklung und Erschließung von bislang landwirtschaftlich genutzten Flächen im Außenbereich als
Standort für den Neubau eines gemeinsamen zentralen Feuerwehrhauses der freiwilligen Feuerwehren
der Stadtteile Goddelau und Erfelden sowie einer Rettungswache geschaffen werden. Das Planziel des
Bebauungsplanes ist die Ausweisung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung
„Feuerwehr und Rettungswache“ sowie die Sicherung der zugehörigen Erschließung.

Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind, ste-
hen die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes „Feuerwehr Riedstadt Mitte“ den Darstellungen
des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes im Bereich des Plangebietes zunächst entgegen. Die er-
forderliche Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB im Parallel-
verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes. Das Planziel der Änderung des Flächennutzungspla-
nes ist die Darstellung von „Flächen für den Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr und
Rettungswache“ zulasten der bisherigen Darstellungen. Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes
werden auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung somit die planungsrechtlichen Voraussetzungen
für die städtebauliche Entwicklung und Erschließung des Plangebietes im Zuge der Aufstellung des
vorliegenden Bebauungsplanes „Feuerwehr Riedstadt Mitte“ geschaffen.

1.2 Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst Flächen in der Ge-
markung Goddelau, Flur 15, und wird wie folgt begrenzt:

Norden: Landwirtschaftlich als Acker genutzte Flächen in der freien Feldflur

Osten: Wirtschaftsweg (Flurstück 129/1) sowie landwirtschaftlich als Acker genutzte Flächen

Süden: Verlauf der Kreisstraße K 156 sowie Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Gewer-
begebiet Goddelau Süd-West“ von 1993 und der 2. Änderung des Bebauungsplanes
„Gewerbegebiet Goddelau Süd-West“ von 2020 (Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO)

Westen: Verlauf der Bundesstraße B 44 gefolgt von Ackerflächen sowie im weiteren Verlauf Ein-
zelhandel im Geltungsbereich des rechtswirksamen Bebauungsplanes „Am gemeinen
Löhchen“ Erweiterung 3. Bauabschnitt – 1. Änderung von 2014 (Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung großflächiger Lebensmitteleinzelhandel)

Der Bereich des Plangebietes umfasst im Wesentlichen landwirtschaftlich als Acker genutzte Flächen.
Das Plangebiet wird im Nordosten vom Verlauf einer 110-kV-Stromversorgungsfreileitung mit zugehö-
rigem Schutzstreifen tangiert. Im nordwestlichen Bereich des Plangebietes verläuft zudem der Riedka-
nal (DN1000) sowie im Westen parallel zur Bundesstraße eine Ethylen-Fernleitung mit Schutzstreifen.
Der Bereich des Plangebietes ist topografisch weitgehend eben und bewegt sich auf einem Höhenni-
veau von rd. 88 m über Normalhöhennull (ü.NHN).
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Bereich des Plangebietes

Eigene Aufnahmen (06/2026)

1.3 Regionalplanung und vorbereitende Bauleitplanung

Der Bereich des Plangebietes ist im aktuell rechtsgültigen Regionalplan Südhessen / Regionaler Flä-
chennutzungsplan 2010 raumordnerisch als „Vorranggebiet für Landwirtschaft“, „Vorranggebiet Regi-
onaler Grünzug“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ festgelegt.

Die Vorranggebiete für Landwirtschaft sollen gemäß den im Regionalplan Südhessen enthaltenen
raumordnerischen Zielvorgaben die landwirtschaftlichen Flächen und ihre wirtschaftlichen, ökologi-
schen und sozialen Funktionen nachhaltig sichern. Aufgrund des erforderlichen Neubaus eines gemein-
samen zentralen Feuerwehrhauses der freiwilligen Feuerwehren der Stadtteile Goddelau und Erfelden
sowie einer Rettungswache wurde der vorliegende Standort unter Beachtung der gesetzlichen Hilfsfrist
gewählt. Erst durch die verkehrsgünstige Lage und Anbindung im Bereich nördlich der Kreisstraße
K 156 sowie östlich der Bundesstraße B 44 wird eine möglichst kurze Anfahrts- und Ausrückzeit im
Einsatzfall für die Stadtteile Goddelau und Erfelden, aber auch für weitere Stadtteile der Stadt Riedstadt
ermöglicht und damit die gesetzliche Hilfsfrist gemäß dem Hessischen Brand- und Katastrophenschutz-
gesetz (HBKG) von 10 Minuten ab Alarmierung eingehalten. Eine Ertüchtigung und Sanierung der be-
stehenden Feuerwehrhäuser kommt angesichts der aktuellen baulichen Zustände sowie den jeweiligen
standörtlichen Rahmenbedingungen nicht in Betracht. Insbesondere aufgrund der fehlenden Raumbe-
deutsamkeit sowie der Kleinteiligkeit des geplanten Vorhabens mit einer Gesamtfläche unter 3 ha ist
die Durchführung eines raumordnerischen Zielabweichungsverfahrens vorliegend nicht erforderlich.

Im überlagernd festgelegten Vorranggebiet Regionaler Grünzug darf dessen Funktion nicht durch
andere Nutzungen beeinträchtigt werden. Planungen und Vorhaben, die zu einer Zersiedlung, einer
Beeinträchtigung der Gliederung von Siedlungsgebieten, des Wasserhaushalts oder der Freiraumerho-
lung oder der Veränderung der klimatischen Verhältnisse führen können, sind in den Regionalen Grün-
zügen nicht zulässig. Hierzu zählen neben Wohnungsbau- und gewerblicher Nutzung auch Sport- und
Freizeiteinrichtungen mit einem hohen Anteil baulicher Anlagen, Verkehrsanlagen sowie andere Infra-
strukturmaßnahmen. Im „Vorranggebiet Regionaler Grünzug“ hat jede weitere Siedlungstätigkeit zu un-
terbleiben. Abweichungen sind nur aus Gründen des öffentlichen Wohls und unter der Voraussetzung
zulässig, dass gleichzeitig im selben Naturraum Kompensationsflächen gleicher Größe, Qualität und
vergleichbarer Funktion dem „Vorranggebiet Regionaler Grünzug“ zugeordnet werden.
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Mit dem geplanten Neubau eines gemeinsamen zentralen Feuerwehrhauses der freiwilligen Feuerweh-
ren der Stadtteile Goddelau und Erfelden sowie einer Rettungswache wird dem Grund des öffentlichen
Wohls entsprochen. Die Funktionen des Regionalen Grünzuges werden durch die Lage des Plangebie-
tes im Anschluss an den Bebauungszusammenhang im Bereich des Gewerbegebietes „Goddelau Süd-
West“ sowie entlang überörtlicher verkehrlicher Hauptachsen nicht wesentlich eingeschränkt.

Im Regionalplan Südhessen sind die Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete sowie die Kalt- und Frisch-
luftabflussschneisen, die im räumlichen Zusammenhang mit belasteten Siedlungsbereichen stehen und
wichtige Aufgaben für den Klima- und Immissionsschutz erfüllen, raumordnerisch als Vorbehaltsge-
biete für besondere Klimafunktionen festgelegt. Diese Gebiete sollen von Bebauung und anderen
Maßnahmen, die die Produktion bzw. den Transport frischer und kühler Luft behindern können, freige-
halten werden. Planungen und Maßnahmen, die die Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygienisch
belasteten Ortslagen verschlechtern können, sollen in diesen Gebieten vermieden werden. Ein Großteil
der Fläche des Stadtgebietes der Stadt Riedstadt wird von einem „Vorbehaltsgebiet für besondere Kli-
mafunktionen“ überlagert. Mit dem geplanten Neubau eines gemeinsamen zentralen Feuerwehrhauses
der freiwilligen Feuerwehren der Stadtteile Goddelau und Erfelden sowie einer Rettungswache wird dem
Grund des öffentlichen Wohls entsprochen. Erst durch die verkehrsgünstige Lage und Anbindung im
Bereich nördlich der Kreisstraße K 156 sowie östlich der Bundesstraße B 44 wird eine möglichst kurze
Anfahrts- und Ausrückzeit im Einsatzfall für die Stadtteile Goddelau und Erfelden, aber auch für weitere
Stadtteile der Stadt Riedstadt ermöglicht und damit die gesetzliche Hilfsfrist gemäß dem Hessischen
Brand- und Katastrophenschutzgesetz (HBKG) von 10 Minuten ab Alarmierung eingehalten.

In Anbetracht der Bedeutung des Vorhabens zur Sicherstellung der Gefahrenabwehr innerhalb der
Stadt Riedstadt und der begrenzten Größe des Plangebietes sowie der fehlenden Raumbedeutsamkeit
des geplanten Vorhabens und der Baumaßnahmen wird davon ausgegangen, dass die Planung als
gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst gelten kann.

Regionalplan Südhessen / Regionaler Flächennutzungsplan 2010

Ausschnitt genordet, ohne Maßstab

Plangebiet
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1.4 Innenentwicklung und Bodenschutz

Das Baugesetzbuch wurde unter anderem 2013 mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den
Städten und Gemeinden weiter zu stärken. Insofern ist der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringe-
rung der Neuinanspruchnahme von Flächen ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt wor-
den. § 1 Abs. 5 BauGB sieht demnach vor, dass die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maß-
nahmen der Innenentwicklung erfolgen soll. In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird
in der Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 zudem bestimmt, dass die Notwendigkeit
der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet werden soll; dabei sollen
Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbe-
sondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zäh-
len können. Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass insbesondere in den Begründungen darzulegen
ist, dass die Gemeinden Bemühungen unternommen haben, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen
zunächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.

Die Stadt Riedstadt ist grundsätzlich bestrebt auch im Innenbereich gelegene Flächen einer baulichen
Nutzung zuzuführen und so einen Beitrag zur baulichen Innenentwicklung zu leisten, was sich anhand
bereits durchgeführter Bauleitplanverfahren nachvollziehen lässt. Aufgrund der spezifischen standörtli-
chen Anforderungen an die Lage und Größe des Standortes für die Feuerwehr und Rettungswache
kommen jedoch keine geeigneten Alternativflächen im Innenbereich der Stadtteile Goddelau und Er-
felden infrage. Die Notwendigkeit der Lage der vorliegenden Planung im Anschluss an die Kreisstraße
K 156 und somit an beide Stadtteile ergibt sich darüber hinaus aufgrund der gesetzlichen Hilfsfrist. Erst
durch die verkehrsgünstige Lage und Anbindung wird eine möglichst kurze Anfahrts- und Ausrückzeit
im Einsatzfall ermöglicht und die gesetzliche Hilfsfrist gemäß dem Hessischen Brand- und Katastro-
phenschutzgesetz (HBKG) von 10 Minuten ab Alarmierung eingehalten. Eine Ertüchtigung und Sanie-
rung der bestehenden Feuerwehrhäuser kommt angesichts der aktuellen baulichen Zustände sowie den
jeweiligen standörtlichen Rahmenbedingungen nicht in Betracht. Geeignete Alternativflächen für die
Umsetzung der vorgesehenen Planung stehen an anderer Stelle im Stadtgebiet nicht zur Verfügung.

Im Zuge der geplanten städtebaulichen Entwicklung und Erschließung werden bislang landwirtschaftlich
genutzte Flächen in Anspruch genommen, sodass eine Betroffenheit öffentlicher und privater Belange
der Landwirtschaft gegeben ist. Den betroffenen Belangen der Landwirtschaft stehen im Rahmen der
Abwägung jedoch unter anderem die Belange der Sicherung der Bevölkerung sowie grundsätzlich die
leistungsfähige und zukunftssichere Aufrechterhaltung der Gefahrenabwehr als öffentliche und in der
Bauleitplanung ebenfalls beachtliche Belange gegenüber.

Die Belange des Bodenschutzes werden im Rahmen der Umweltprüfung und der Erstellung des Um-
weltberichtes in der fachlich gebotenen und gesetzlich erforderlichen Form berücksichtigt und in die
Abwägung der Belange eingestellt. Zudem kann auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung unter an-
derem durch die Festsetzung zum Ausschluss von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materi-
alien zur Freiflächengestaltung ein Beitrag zum vorsorgenden Bodenschutz geleistet werden.
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1.5 Verfahrensart und -stand

Die Aufstellung der Flächennutzungsplan-Änderung erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB.

Aufstellungsbeschluss gemäß

§ 2 Abs. 1 BauGB

05.03.2026

Bekanntmachung: __.__.____

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß

§ 3 Abs. 1 BauGB

__.__.____ – __.__.____

Bekanntmachung: __.__.____

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange gemäß

§ 4 Abs. 1 BauGB

Anschreiben: __.__.____

Frist: __.__.____

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB

__.__.____ – __.__.____

Bekanntmachung: __.__.____

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger

öffentlicher Belange gemäß

§ 4 Abs. 2 BauGB

Anschreiben: __.__.____

Frist analog § 3 Abs. 2 BauGB

Feststellungsbeschluss __.__.____

Die Bekanntmachungen erfolgten in den „Riedstädter Nachrichten“.

2. Verkehrliche Erschließung und Anbindung

Das Plangebiet befindet sich östlich des Stadtteils Erfelden sowie nordwestlich des Stadtteils Goddelau
und ist mit beiden Stadtteilen sowie überörtlich durch einen direkten Anschluss an die Kreisstraße K 156
angebunden. Darüber hinaus besteht eine überörtliche Anbindung über die Bundesstraße B 44. Der
Standort ist auch für Fußgänger und Radfahrer entsprechend erreichbar sowie über die nächstgelege-
nen Bushaltepunkte an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs angebunden. Die verkehrliche
Erschließung erfolgt ausgehend von der Kreisstraße K 156 im Süden des Plangebietes im Zuge der
geplanten Errichtung einer entsprechenden Grundstückszufahrt im Bereich des bestehenden Wirt-
schaftsweges, der nach Norden hin im Übrigen als solcher bestehen bleibt und auf Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung im Bebauungsplan entsprechend bauplanungsrechtlich gesichert wird.

Der Bereich des Plangebietes befindet sich aufgrund der unmittelbar an die freie Strecke außerhalb der
Ortsdurchfahrt der Bundesstraße B 44 und der Kreisstraße K 156 angrenzenden Lage teilweise inner-
halb der straßenrechtlichen Bauverbotszonen und der hieran anschließenden Baubeschränkungs-
zonen. Die Bauverbotszonen zum befestigten Fahrbahnrand sowie der Verlauf der hieran anschließen-
den Baubeschränkungszonen wurden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zeichnerisch in den
Bebauungsplan übernommen und die überbaubaren Grundstücksflächen an den Verlauf der Bauver-
botszonen angepasst.
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Zum Nachweis der gesicherten verkehrlichen Erschließung ohne Beeinträchtigung der Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs im Bereich der Kreisstraße K 156 sowie der Bundesstraße B 44 wird seitens
der FREUDL VERKEHRSPLANUNG auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung eine Verkehrsuntersu-
chung zum Bebauungsplan mit einem Leistungsfähigkeitsnachweis bezogen auf das planinduzierte
zusätzliche Verkehrsaufkommen an den maßgeblichen Knotenpunkten erstellt.

3. Inhalt und Darstellungen der Änderung des Flächennutzungsplanes

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die so-
zialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künf-
tigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende so-
zialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen eine menschenwürdige Umwelt
zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz
und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städtebau-
liche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.

Der Flächennutzungsplan der Stadt Riedstadt stellt für das Plangebiet bislang „Flächen für die Land-
wirtschaft“ dar. Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln sind, ist somit eine teilräumliche Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich, die gemäß
§ 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Feuerwehr-Mitte“
erfolgt. Das Planziel der vorliegenden Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Darstellung von
„Flächen für den Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr und Rettungswache“ zulasten
der bisherigen Darstellungen.

Flächennutzungsplan der Stadt Riedstadt von 2004

Ausschnitt genordet, ohne Maßstab

Plangebiet
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4. Berücksichtigung umweltschützender Belange

4.1 Umweltprüfung und Umweltbericht

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau,
BGBl. I S.1359) am 20.07.2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Be-
gründung zum Bauleitplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Umwelt-
prüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet wer-
den. Im Zuge der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung wird daher ein Umweltbericht erar-
beitet, dessen Inhalt entsprechend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB aufbereitet wird. Nach
§ 2a BauGB ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bauleitplan und unterliegt damit den glei-
chen Verfahrensschritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung
der Träger öffentlicher Belange). Die Ergebnisse des Umweltberichts und die eingegangenen Anregun-
gen und Hinweise sind in der abschließenden bauleitplanerischen Abwägung entsprechend zu berück-
sichtigen. Der Umweltbericht mit integriertem landschaftspflegerischem Planungsbeitrag zum Bebau-
ungsplan sowie zur Änderung des Flächennutzungsplanes liegt der Begründung als Anlage bei; auf die
dortigen Ausführungen wird entsprechend verwiesen.

4.2 Artenschutzrechtliche Belange

Die Durchführung faunistischer Erhebungen erfolgt auf der Grundlage des „Leitfadens für die arten-
schutzrechtliche Prüfung in Hessen“. Die Ergebnisse werden in einem Artenschutzrechtlichen Fachbei-
trag zusammengefasst, der insbesondere eine naturschutzfachliche Bewertung der Ergebnisse und
eine Erörterung der artenschutzrechtlich gegebenenfalls notwendigen Maßnahmen enthält. Die Durch-
führung faunistischer Erhebungen bezogen auf die planungsrelevanten Tierartengruppen wurde bereits
abgeschlossen; die Ergebnisse werden nach Fertigstellung der artenschutzrechtlichen Prüfung auf
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung berücksichtigt.

5. Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz

In Anlehnung an die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bau-
leitplanung vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz wird die Wasserversorgung und Schonung der Grundwasservorkommen, Abwasserbeseitigung
und Abflussregelung auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wie folgt behandelt.

5.1 Überschwemmungsgebiete

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet (HQ 100),
liegt aber im Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten (HQ extrem) des Rheins, welches
bei Überschreitung des Bemessungshochwassers oder bei Versagen von Deichen oder vergleichbaren
öffentlichen Hochwasserschutzeinrichtungen überschwemmt werden kann. In diesen Gebieten sind bei
der Sanierung und dem Neubau von Objekten Vorkehrungen zu treffen, und, soweit erforderlich, bau-
technische Maßnahmen vorzunehmen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Über-
schwemmungen entsprechend dem Stand der Technik auszuschließen. Darüber hinaus wird die Be-
rücksichtigung weiterer elementarer Vorsorgemaßnahmen beim Bau, bei der Erweiterung und der Sa-
nierung empfohlen, um das Schadensmaß bei Überschwemmungen möglichst gering zu halten. Das
Plangebiet wird daher gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 1 BauGB als Risiko-Überschwemmungsgebiet gekenn-
zeichnet. Der Bemessungswasserstand des Extremhochwassers (HQ extrem) beträgt 90,11 m ü.NN.
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5.2 Wasserversorgung und Grundwasserschutz

Bedarfsermittlung

Im Plangebiet entsteht im Rahmen der vorgesehenen Nutzungen ein zusätzlicher Wasserbedarf. Die
abschließende Bedarfsermittlung ist Gegenstand der weiteren Objektplanung.

Deckungsnachweis

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser erfolgt durch Anschluss an das bestehende Versor-
gungsnetz. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist davon auszugehen, dass der Wasserbedarf im Plangebiet
gedeckt und die ausreichende Löschwasserversorgung sichergestellt werden kann.

Technische Anlagen

Die technischen Anlagen zur Wasserversorgung (Leitungen und Hausanschlüsse) werden innerhalb
des Plangebietes mit dem erforderlichen Leitungsquerschnitt neu verlegt.

Schutz des Grundwassers

Eine qualitative oder quantitative Beeinträchtigung des Grundwassers durch die im Rahmen der Bau-
leitplanung geplanten Maßnahmen ist grundsätzlich nicht zu erwarten. Durch die auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung im Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungen zur Freiflächengestaltung
wird zudem sichergestellt, dass das auch auf diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser grund-
sätzlich versickern kann. Die Festsetzungen dienen somit auch dem Schutz des Grundwassers.

Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet oder Heilquellenschutzgebiet

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines festgesetzten oder geplanten Wasser- oder Heilquel-
lenschutzgebietes.

Verminderung der Grundwasserneubildung

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ermöglicht der Bebauungsplan eine Bebauung und Nut-
zung und somit auch eine entsprechende Versiegelung innerhalb des Plangebietes, die jedoch über die
festgesetzte Grundflächenzahl begrenzt wird. Der Bebauungsplan enthält zudem Festsetzungen, die
dazu beitragen, die Versiegelung von Flächen zu minimieren, etwa durch den Ausschluss von wasser-
dichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien zur Freiflächengestaltung sowie durch die Vorgaben
zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und zur Verhinderung von rei-
nen Schotterflächen und Kunstrasen. Insofern werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ent-
sprechende Maßnahmen vorgegeben, die auch der Verringerung der Grundwasserneubildung entge-
genwirken.

Versickerung von Niederschlagswasser

Angesichts der sehr hohen Grundwasserstände im Bereich des Plangebietes ist eine gezielte Versicke-
rung von anfallendem Niederschlagswasser grundsätzlich nicht möglich. Durch die auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung im Bebauungsplan enthaltenen Festsetzungen, etwa zu nicht durchwurzel-
baren Materialien und zur Freiflächengestaltung, wird zumindest sichergestellt, dass das auf diesen
Flächen anfallende Niederschlagswasser grundsätzlich versickern kann.
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Bei der Auswahl der geeigneten Versickerungsmethode ist neben den konkreten örtlichen Verhältnissen
auch der Schutz des Grundwassers zu beachten.

Vermeidung von Vernässungs- und Setzungsschäden

Vom Planungsträger sind die stark schwankenden Grundwasserstände zu beachten. Insbesondere im
Hinblick einer Vermeidung von Gebäudeschäden sind bei der Standortwahl und der Bauweise die Ge-
fahren durch grundwasserbedingte Setzungen infolge Austrocknung und Schrumpfung von Boden-
schichten mit setzungsempfindlichen organischen Bestandteilen oder Vernässungen durch zu hohe
Grundwasserstände zu berücksichtigen. Das Plangebiet wird daher gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 1 BauGB als
vernässungsgefährdetes Gebiet mit hohen Grundwasserständen gekennzeichnet.

Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplanes

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des „Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hessisches Ried“.
Im Einzelnen sind die Vorgaben des Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hessisches Ried, mit Datum
vom 09.04.1999 festgestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger für das Land Hessen (StAnz. 21/1999,
S. 1659) mit Ergänzung vom 17.07.2006 (StAnz. 31/2006, S. 1704) zu beachten. Bereits jetzt ist mit
oberflächennahem Grundwasser zu rechnen, was bei der baulichen Einbindung der Gebäude in den
Untergrund zu berücksichtigen ist (insbesondere Auftriebssicherheit und Schutz vor Vernässung).

Bemessungsgrundwasserstände

Im Bereich des Plangebietes ist mit sehr hohen Grundwasserständen (Grundwasserflurabstände 2-3 m)
zu rechnen.

Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser

Ein dauerhaftes Aufstauen, Absenken oder Umleiten von Grundwasser ist im Zuge der Umsetzung der
Planung nicht zu erwarten.

Einbringen von Stoffen in das Grundwasser

Ein Einbringen von Stoffen in das Grundwasser ist nicht vorgesehen.

5.3 Oberflächengewässer

Oberflächengewässer und Gewässerrandstreifen

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Oberflächengewässer; die Planung berührt keine ge-
setzlichen Gewässerrandstreifen mit entsprechenden Vorgaben.

Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer

Im Zuge der vorliegenden Planung ist nicht von einer Beeinträchtigung der Ziele wasserwirtschaftlicher
Pläne im Kontext der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) auszugehen.
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5.4 Abwasserbeseitigung

Gesicherte Erschließung

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist davon auszugehen, dass die Erschließung als gesichert angesehen
werden kann.

Anforderungen an die Abwasserbeseitigung

Die Abwasserbeseitigung erfolgt durch einen Anschluss an das zentrale Kanalisationsnetz, sodass an-
fallendes Schmutzwasser in der öffentlichen Kläranlage gereinigt werden kann. Darüber hinaus sind die
gesetzlichen Vorgaben des § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit § 37 Hessisches
Wassergesetz (HWG) zur Verwertung von Niederschlagswasser zu berücksichtigen. Niederschlags-
wasser soll gemäß § 55 Abs. 2 WHG ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder was-
serrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange ent-
gegenstehen.

Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist davon auszugehen, dass die bestehenden Abwasseranlagen ausrei-
chend bemessen sind und keine Neubauten, Erweiterungen und Ergänzungen der Abwasseranlagen
erforderlich und bis zur Nutzung des Baugrundstückes oder zu einem späteren Zeitpunkt fertig zu stellen
sind.

Reduzierung der Abwassermenge

Durch die Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser kann in geeigneten Fällen, beispiels-
weise durch den Bau einer Zisterne für die Bewässerung der Außenanlagen oder die Brauchwassernut-
zung, der Verbrauch von sauberem Trinkwasser und zugleich die Abwassermenge verringert werden.

Versickerung des Niederschlagswassers

Diesbezüglich wird auf die gesetzliche Vorgabe des § 55 Abs. 2 WHG verwiesen, nach der Nieder-
schlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung
mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden soll, soweit dem weder wasserrechtliche noch
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Ange-
sichts der sehr hohen Grundwasserstände im Bereich des Plangebietes ist eine gezielte Versickerung
von anfallendem Niederschlagswasser im Bereich des Plangebietes jedoch grundsätzlich nicht möglich.

Entwässerung im Trennsystem

Die Einzelheiten werden im Rahmen der weiteren Erschließungs- und Objektplanung berücksichtigt.

Kosten und Zeitplan

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist davon auszugehen, dass im Zuge der Bauleitplanung im Bereich des
Plangebietes keine maßgeblichen Kosten für gegebenenfalls notwendige Folgemaßnahmen für eine
ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung, wie z.B. für die Erweiterung einer Kläranlage oder für den Bau
von Rückhalteanlagen an anderer Stelle im Stadtgebiet, entstehen.
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5.5 Abflussregelung

Abflussregelung und Vorflutverhältnisse

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist davon auszugehen, dass im Zuge der Planung ein durch die zulässige
Bebauung gegebenenfalls bedingter höherer Abfluss bei Niederschlag schadlos abgeleitet werden
kann.

Hochwasserschutz und erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen

Das Plangebiet liegt im Risiko-Überschwemmungsgebiet des Rheins (HQ extrem), welches bei Über-
schreitung des Bemessungshochwassers oder bei Versagen von Deichen oder vergleichbaren öffentli-
chen Hochwasserschutzeinrichtungen überschwemmt werden kann. In diesen Gebieten sind bei der
Sanierung und dem Neubau von Objekten Vorkehrungen zu treffen, und, soweit erforderlich, bautech-
nische Maßnahmen vorzunehmen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwem-
mungen entsprechend dem Stand der Technik auszuschließen. Darüber hinaus wird die Berücksichti-
gung weiterer elementarer Vorsorgemaßnahmen beim Bau, bei der Erweiterung und der Sanierung
empfohlen, um das Schadensmaß bei Überschwemmungen möglichst gering zu halten. Es wird emp-
fohlen, bei der Planung und Bauausführung die „Hochwasserschutzfibel – Objektschutz und bauliche
Vorsorge“ des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen zu berücksichtigen.

Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden im Bebauungsplan Festsetzungen getroffen, die
dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden Flächen zu minimieren, etwa durch den Aus-
schluss von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien zur Freiflächengestaltung sowie
durch die Vorgaben zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen. Weiter-
führend kann auf die einschlägigen Bestimmungen der Hessischen Bauordnung und hier insbesondere
auf § 8 Abs. 1 HBO verwiesen werden.

6. Vorsorgender und nachsorgender Bodenschutz sowie Baugrund

Vorsorgender Bodenschutz

Bei der Umsetzung der Planung und Baudurchführung sind insbesondere die Bundes-Bodenschutz-
und Altlastenverordnung (BBodSchV) und die vom Hessischen Ministerium für Landwirtschaft und Um-
welt, Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für Bauausfüh-
rende“ und „Bodenschutz für Häuslebauer“ sowie die DIN-Vorschriften DIN 19639 „Bodenschutz bei
Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau –
Bodenarbeiten“ und DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“ zu beachten.

Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen
Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Anfallender Bodenaushub sollte vorrangig
wieder an dem Ort, an dem er ausgehoben wurde, für Bauzwecke wiederverwendet werden. Ist eine
Wiederverwendung innerhalb des Bauvorhabens nicht möglich, ist eine ordnungsgemäße und schad-
lose Verwertung des Bodenaushubs in örtlicher Nähe anzustreben.
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Altlasten und Bodenbelastungen

Altablagerungen, Altstandorte, Verdachtsflächen, altlastverdächtige Flächen, Altlasten und Flächen mit
sonstigen schädlichen Bodenveränderungen innerhalb des Plangebietes sind zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nicht bekannt. Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist jedoch auf
organoleptische Auffälligkeiten zu achten (z.B. Veränderungen der Farbe, des Geruchs oder der Be-
schaffenheit des Bodens). Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schäd-
lichen Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörde, dem Regie-
rungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bo-
denschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. Schäd-
liche Bodenverunreinigungen i.S.d. § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beein-
trächtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche
Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.

Baugrund

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen diesbezüglich keine weiteren Informationen vor.

7. Kampfmittel

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen diesbezüglich keine weiteren Informationen vor.

8. Immissionsschutz

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-
chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen
einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne
des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkun-
gen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige
schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeit-
gebiete und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfind-
liche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden.

Mit der geplanten Zuordnung der Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung von Flächen für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr und Rettungswache“ kann im Kontext der im nä-
heren Umfeld vorhandenen Nutzungen, Freiflächen und Verkehrsanlagen dem genannten Trennungs-
grundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden. Darüber hinaus sind Geräuschent-
wicklungen im Zuge der Nutzung des künftigen Feuerwehrstandortes etwa durch das Martinshorn vor
dem Hintergrund zu sehen, dass der Einsatz entsprechender Signale eminenter Bestandteil der Gefah-
renabwehr ist. Störfallbetriebe i.S.d. sogenannten Seveso-III-Richtlinie sind im näheren Umfeld des
Plangebietes nicht bekannt.
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9. Denkmalschutz

Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege Hes-
sen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund
und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu
erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21
HDSchG).

10. Sonstige Hinweise

Das Plangebiet wird vom Verlauf einer 110-kV-Hochspannungsfreileitung (Goddelau-Biebesheim)
der Mainzer Netze GmbH mit einer beidseitigen Schutzzone von 20 m tangiert. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass, sofern für die Erstellung von Gebäuden, die im Bereich des Schutzstreifens (je 20,0 m
links und rechts der Leitungsachse) geplant sind, Bauanträge gestellt werden, diese vor behördlicher
Genehmigung der Mainzer Netze GmbH zwecks Prüfung und Freigabe vorzulegen sind. Vor Aufstellung
von Baumaschinen innerhalb des Schutzstreifens oder solchen, deren Schwenkbereich in den Schutz-
streifen hineinragen, ist die Mainzer Netze GmbH über Höhe und Art zwecks Freigabe zu informieren.
Die Einhaltung aller einschlägigen EN-, DIN-, VDE- und Unfallverhütungsvorschriften sowie die Vor-
schriften zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten sind bei geplanten Maßnahmen zu beachten.

Im Bereich des Plangebietes verläuft eine Ethylenleitung der BASF SE mit einem Schutzstreifen von
3,0 m beidseits der Leitungsachse. Die „Schutzanweisung für Arbeiten im Bereich von Rohrfernleitun-
gen im Betreuungsbereich der Evonik Operations GmbH“ ist zu beachten. Im Falle einer geplanten
Kreuzung der Anlage ist mit der mit der Betriebsführung beauftragten Evonik Operations GmbH vor
Baubeginn eine entsprechende Nutzungsvereinbarung abzuschließen.

11. Anlagen und Gutachten

 Umweltbericht, Planungsbüro Fischer, Stand: 16.07.2026
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